
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Freunde,  
 

am Rande der Plenartagung habe 
ich in dieser Woche intensive Ge-
spräche zu den Themen Wertstoff-
gesetz und Pferdesteuer geführt.  

Das geplante Wertstoffgesetz und seine Auswir-
kungen auf die Kreise und Kommunen war 
Gegenstand des Gespräches mit dem Geschäfts-
führer der Abfallwirtschaftsgesellschaft des 
Kreises Warendorf Thomas Grundmann, dem 
kommunalpolitischen Sprecher der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion Ingbert Liebing MdB sowie 
weiteren Abgeordneten der CDU-Bundes-
tagsfraktion. Unter den Gesprächsteilnehmern 
bestand Einigkeit, dass der zurzeit vorliegende 
Entwurf aus dem SPD-geführten Bundesum-
weltministerium unzureichend ist: Wir müssen 
unsere Kommunen weiter stärken und die Zu-
ständigkeit für die Erfassung und Sammlung 
von Wertstoffen und Verpackungen zurück in 
die Kommunale Selbstverwaltung im Sinne 
einer Gewährleistungspflicht übertragen. Es 
bleibt dabei, ich werde mich im weiteren Ge-
setzgebungsverfahren für einen kommunal-
freundlichen Ansatz im Wertstoffgesetz stark 
machen.  
Im Rahmen meines Einsatzes gegen eine kom-
munale Besteuerung von Pferden habe ich nach 
einer ersten Gesprächsrunde im Oktober 2015 
erneut die Reiterliche Vereinigung Warendorf, 
Landespferdesportverbände, den Deutschen 
Landkreistag und eine Vielzahl pferdesportinte-
ressierter Bundestagskollegen zu einer weiteren 
Erörterungsrunde eingeladen. Fazit: Eine Pfer-
desteuer bringt fiskalisch den Kommunen we-
nig, ist mit erheblichen Verwaltungsauswand 
verbunden und belastet die Betroffenen stark. 
Vor allem zerstört sie unsere ländlichen Reiter-
vereine und damit auch richtige und wichtige 
Jugendarbeit. Ein gemeinsamer Appell wird 
demnächst auf meiner Homepage eingestellt. 
 
Diese und weitere Themen und Termine beglei-
teten meine Arbeit in dieser Woche in Berlin: 
 
 Round Table mit dem TÜV Rheinland 

 Meinungsaustausch mit einer Delegation 
litauischer Parlamentarier 

 Regierungserklärung der Bundeskanzlerin 

 Gedankenaustausch der Deutsch-Baltischen 
Parlamentariergruppe 

 Gespräch mit Vertretern der Telekom 
 

Ich wünsche Ihnen weiterhin eine interessante 
Lektüre des Newsletters und möchte Sie zudem 
auf meine Homepage www.cdu-sendker.de 
hinweisen. 
 
Ihr 

 
Reinhold Sendker MdB 
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Integration heißt Fördern und Fordern 
 
Die CDU will mit einem Maßnahmenpaket die Integration von Asylberech-
tigten und anerkannten Flüchtlingen vorantreiben, die dauerhaft in unse-
rem Land bleiben. Das hat der CDU-Bundesvorstand am Montag beschlos-
sen. Wer nicht schutzberechtigt ist, muss unser Land wieder verlassen. In-
dividuelle Integrationsanstrengungen sollen enger mit aufenthaltsrechtli-
chen Fragen verknüpft werden.   
 
Unter anderem fordert die CDU in ihrem Beschluss: 

 Daueraufenthaltsrecht nur bei nachgewiesenen Integrationsanstrengun-
gen. 

 Wer nicht schutzbedürftig und integrationsunwillig ist, muss unser 
Land wieder verlassen. 

 Stärkere Auflagen für Schutzsuchende, die ihren Lebensunterhalt nicht 
selbst bestreiten können. 

 
Eine Niederlassungserlaubnis sollen Flüchtlinge nur dann erhalten, wenn 
sie über ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache verfügen, Grund-
kenntnisse unserer Rechts- und Gesellschaftsordnung nachweisen, keine 
Straftaten begangen haben und ihren Lebensunterhalt sichern können. Das 
sehen Eckpunkte für die Integration vor, die der CDU-Bundesvorstand am 
Montag in Berlin beschlossen hat. 
Wer nicht schutzbedürftig sei, müsse unser Land wieder verlassen. Flücht-
linge, die nur vorübergehenden Schutz suchten, sollen in der Zeit für den 
Wiederaufbau ihrer Heimat qualifiziert werden. Davon profitiere auch 
Deutschland. 
Die CDU strebt die Verabschiedung von Gesetzen des Bundes und der Län-
der an, in denen der Abschluss von verbindlichen Integrationsvereinbarun-
gen, die gegenseitigen Rechte und Pflichten in verständlicher Form festge-
legt und vermittelt werden und der Integrationsprozess vorgezeichnet und 
überprüft wird (Integrationspflichtgesetz). Ein Beispiel hierfür ist die Ko-
edukation in den Schulen, abgeleitet aus dem Wertekanon des Grundgeset-
zes, und damit die Klarstellung, dass die Schulpflicht auch für Mädchen 
einschließlich ihrer Teilnahme an Sportunterricht und Klassenfahrten gilt. 
Wichtig ist, dass der Integrationsprozess für beide Seiten verpflichtend ein-
gehalten wird. Wer sich dem dauerhaft verschließt, muss mit spürbaren 
Konsequenzen, zum Beispiel für seinen Aufenthaltsstatus oder mit Leis-
tungskürzungen, rechnen. 
 
Auch für alle anerkannten Flüchtlinge und Schutzberechtigten, die ihren 
Lebensunterhalt nicht aus eigener Kraft sichern können, soll es eine zeitlich 
befristete Auflage geben, wo sie wohnen dürfen. Große Städte sollten so vor 
Überforderung geschützt werden, heißt es in dem Beschluss. 
Der Zugang zum Arbeitsmarkt soll für eine gelingende Integration erleich-
tert werden. Die Rahmenbedingungen sollen dafür weiter verbessert wer-
den. Wesentliche Änderungen beim Mindestlohn sind in der Koalition 
nicht durchsetzbar. Daher schlägt die CDU vor, Praktikumszeiten, bei denen 
vom Mindestlohn abgewichen werden könne, auf mindestens sechs Monate 
zu verlängern. Betriebe müssen darüber hinaus noch besser über die Be-
schäftigung und Ausbildung von Flüchtlingen informiert werden. 
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Diese Veröffentlichung dient ausschließlich der Information. Sie darf während eines Wahlkampfes nicht zum Zweck der Wahlwerbung verwendet werden.  

 

Nato-Einsatz gegen Schleuserkriminalität 
 

Die Nato bereitet einen Einsatz gegen Schleuserkriminalität in der Ägäis vor. Er soll unter 
deutscher Führung stehen. Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion unterstützt diesen Anti-
Schlepper-Einsatz im östlichen Mittelmeer. 
Nur mit verstärkten Grenzsicherungsmaßnahmen an der EU-Grenze und einer stärkeren Ver-
folgung der Schleuser könne man Erfolge im Kampf gegen die Schlepperbanden erzielen. 
Deutschland und die Türkei hatten gemeinsam vorgeschlagen, das Gewässer zwischen Grie-
chenland und der Türkei mit militärischen Aufklärungsmitteln zu überwachen und dabei 
auch die NATO einzusetzen. Mit dem Einsatz der deutschen Marine kann Deutschland einen 
wichtigen Beitrag zur Aufklärung der kriminellen Machenschaften von Schleuserbanden in 
der Ägäis beisteuern. 
 

In den nächsten Tagen wird ein maritimer Einsatzverband der NATO unter deutscher Führung 
beginnen, den Seeraum in der Ägäis zu überwachen. In enger Kooperation mit der Türkei, 
Griechenland und der europäischen Grenzschutzagentur Frontex wird das gewonnene Lage-
bild zur Unterbindung der Schleuserkriminalität eingesetzt. In Seenot geratene Menschen 
werden nach Absprache mit der Türkei wieder dorthin zurückgebracht.  
Der NATO-Einsatz in der Ägäis ist vergleichbar mit der erfolgreichen EU-Operation Sophia 
mit deutscher Beteiligung vor der nordafrikanischen Küste, bei der in den letzten Monaten 
tausende von Menschen vor dem Ertrinken gerettet und Aufklärungsergebnisse zur Eindäm-
mung der Schleuserkriminalität gesammelt werden konnten. 
Zentrales Ziel zur Eindämmung der Flüchtlingsströme bleibt jedoch die Bekämpfung der 
Fluchtursachen.  
 

Die Bundeswehr ist durch diesen zusätzlichen Einsatz weiter gefordert. Die Bundeswehr darf 
nicht an die Grenze ihrer Leistungsfähigkeit gebracht werden. Personal und Material sind an-
gesichts der aktuellen Weltlage in immer mehr Einsätzen gefordert. Daher müsse die Bundes-
regierung den Streitkräften die notwendigen finanziellen Mittel zur Bewältigung der stetig 
steigenden Anforderungen und zunehmend anspruchsvolleren Aufgaben zur Verfügung stel-
len. 
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Bargeldobergrenze droht Verbraucherrechte zu beschneiden 
Bargeldobergrenze darf keinesfalls Einstieg in Abschaffung des Bargelds werden 

 
Im Deutschen Bundestag wird aktuell über den Vorschlag für eine Bargeldobergrenze disku-
tiert. Barzahlungen sollen hiernach in der EU auf 5.000 € begrenzt werden. Hierzu erklärt die 
rechts- und verbraucherpolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Elisabeth 
Winkelmeier-Becker MdB: 

"Geldwäsche ist ein schwerwiegendes Problem und begünstigt Kriminalität aller Art und 
auch die Finanzierung von Terrorgruppen. Daher ist es wichtig, diese kriminellen Machen-
schaften zu unterbinden. Am Ende darf aber nicht der „gläserne Verbraucher“ stehen. Jede 
gesetzliche Einschränkung von Bargeldzahlung trifft die Verbraucher. Daher gilt es immer ab-
zuwägen, ob eine Einschränkung der Freiheit die Sicherheit deutlich erhöht. 

Wenn der Zahlungsverkehr fast nur noch elektronisch über eine Bank oder einen Bezahldienst abgewickelt werden 
kann, haben diese Dienstleister Daten, die die Erstellung umfassender Datenprofile der Verbraucher erlauben. Bar-
geld hingegen ist schon „gelebter Verbraucher-Datenschutz“. Eine Abschaffung des Bargelds, wie zuweilen gefordert, 
steht für uns nicht zur Debatte. 

Zudem sorgt der Zahlungsverkehr mit Bargeld für mehr Transparenz in der Haushaltskasse, als etwa Kartenzahlung. 
Dies trägt dazu bei, die Verbraucher vor unbedachten Ausgaben und damit dem Einstieg in die Schuldenfalle zu 
schützen.“           Foto: Frank Baquet 
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